
Berlin, 13. September 2023 — Um den großen ge-
sellschaftlichen Herausforderungen begegnen 
zu können, bedarf es grundlegender technolo-
gischer Neuerungen, die weitreichenden Wan-
del in Wirtschaft und Gesellschaft anstoßen.  
 
Sprunginnovationen können hierzu einen wich-
tigen Beitrag liefern, sind allerdings mit ho-
hem Risiko und Finanzierungsbedarf verbun-
den, was eine agile Förderpolitik erfordert, 
die diese Besonderheiten explizit aufgreift.  
Mit der Agentur für Sprunginnovationen Deutsch-
land (SPRIND) wurde daher 2019 eine Einrichtung 
geschaffen, die das bestehende Fördersystem um 
eine spezifisch auf die Förderung von Sprungin-
novationen ausgerichtete Komponente ergänzt.  

Tatsächlich hat es die SPRIND in den drei Jahren 
seit ihrer Gründung geschafft, sich als eine national 
und international vielbeachtete „Marke“ einen Na-
men zu machen. Innerhalb der ersten Jahre haben 
sich bereits mehr als 1.200 Erfinderinnen und Erfin-
der mit ihren Projekten an die SPRIND gewendet. 
Nach umfangreichen Prüfungs- und Validierungs-
durchgängen wurden 13 Projekte für eine Förderung 
ausgewählt und für ihre Weiterentwicklung in eigens 
gegründete Tochtergesellschaften der SPRIND über-
führt. Darüber hinaus hat die SPRIND bereits fünf 
Innovationswettbewerbe durchgeführt. Bei diesen 
sogenannten SPRIND-Challenges werden zu vor-
ab definierten, gesellschaftlich relevanten Themen, 
beispielsweise antiviralen Wirkstoffen, neuen Com-
puting-Konzepten oder CO2-Bindung in wirtschaft-
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Mit SPRIND-Freiheitsgesetz ein Zeichen für 
eine neue, agile F&I-Politik setzen

Der Politik sind die offensichtlichen Konstrukti-
onsfehler durchaus bewusst. Entsprechend einigten 
sich die Regierungsparteien bereits in ihrem Koa-
litionsvertrag darauf, die Spielräume der SPRIND 
umfassend zu erweitern. Mit dem im Juli 2023 vom 

lichen Produkten, von mehreren Teams gleichzeitig 
Lösungsansätze erarbeitet. In Anbetracht der The-
men- und Projektvielfalt sowie der zu lösenden ad-
ministrativen Herausforderungen – viele davon ver-
waltungstechnisches Neuland – ist beeindruckend, 
was die SPRIND in nur drei Jahren erreicht hat. 
 

Kabinett beschlossenen Entwurf zum SPRIND-Frei-
heitsgesetz hat die Bundesregierung nun konkreti-
siert, wie sie mehr Raum für Flexibilität schaffen und 
somit weiteres Potenzial der SPRIND heben will. 
 
Die Expertenkommission begrüßt den Entwurf zum 
SPRIND-Freiheitsgesetz. Ein erster Blick zeigt, dass 
vieles in die gewünschte Richtung läuft. Allerdings 
gibt es im Detail weiterhin Anlass zur Sorge. Die Ex-
pertenkommission fordert Bundesregierung und Bun-
destag daher nachdrücklich auf, an wichtigen Stellen 
Nachbesserungen vorzunehmen und mit der konse-
quenten Entfesselung der SPRIND im In- und Aus-
land ein Zeichen für eine agile F&I-Politik zu setzen. 
Damit das gelingt, empfiehlt die Expertenkommissi-
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on der Bundesregierung, im SPRIND-Freiheitsgesetz 
folgende Punkte zu berücksichtigen:

Flexibilität der SPRIND durch geeignete 
Beleihung sicherstellen

Die SPRIND braucht die Möglichkeit, verschiedene 
Finanzierungsarten zu nutzen. Nur so kann sie für 
jedes geförderte Projekt ein geeignetes Finanzie-
rungsmodell entwickeln. Voraussetzung für diese Fle-
xibilität ist, dass die im Entwurf zum SPRIND-Frei-
heitsgesetz vorgesehene Beleihung der SPRIND 
geeignet ausgestaltet wird. Mit der Beleihung über-
trägt die Bundesregierung der SPRIND – als juris-
tischer Person privaten Rechts – hoheitliche Aufga-
ben. Konkret geht es um die Aufgaben, Projekte für  
Sprunginnovationen zu ermitteln, zu evaluieren und 
bedarfsgerecht zu finanzieren. Grundsätzlich wird 
durch die Beleihung ein Rechtsrahmen geschaffen, 
in dem die Verwendung öffentlicher Mittel mit den 
finanziellen Entscheidungsmöglichkeiten und der 
Agilität privatwirtschaftlicher Instrumente verbunden 
werden kann. Durch die Beleihung soll die SPRIND 
eigenständig über die Projektauswahl entscheiden 
können und weitgehend freie Hand bei der Wahl von 
Finanzierungsinstrumenten und -bedingungen erhal-
ten. Um mögliche Einschränkungen beim Einsatz 
privatrechtlicher Instrumente sicher auszuschließen, 
muss bei der Beleihung allerdings klargestellt wer-
den, dass die privatrechtlichen Förder- bzw. Finanzie-

SPRIND hat sich als
Marke bereits einen Namen
gemacht.

Soweit die gute Nachricht. Nun die schlechte: In-
folge enger Vorschriften und Kontrollmechanismen 
gelingt es der SPRIND bei Weitem nicht, ihr Po-
tenzial auszuschöpfen. So untersteht die SPRIND 
bislang der Fachaufsicht von drei Ministerien 
(BMBF, BMF, BMWK). Das bedeutet in der Pra-
xis, dass die SPRIND ihre Projekte permanent mit 
mindestens sechs Referaten abstimmen muss: den 
Zentralabteilungen der drei Ministerien sowie den 
für die SPRIND zuständigen Fachreferaten. Hin-
zu kommen weitere Fachreferate, je nachdem, zu 
welchem Thema die SPRIND ein Projekt plant. 
 
Auch die Finanzierung der ausgewählten Projekte ist 
komplex. Beispielsweise muss die SPRIND die von 
ihr ausgewählten Projekte in Tochtergesellschaften 
ausgliedern, damit diese Zuwendungen aus Bundes-
mitteln erhalten können. Das ist nicht nur umständ-
lich, sondern führt auch dazu, dass diese innovativen 
Start-ups an das Haushaltsrecht und andere Vorgaben 
aus dem öffentlichen Dienst gebunden sind, darunter 
beispielsweise die Pflicht, die zur Verfügung gestell-
ten Mittel innerhalb eines Jahres zu verausgaben. 
 
Infolge der engen Vorgaben und der daraus resultie-
renden administrativen und juristischen Restriktionen 
verliert die SPRIND nicht nur kostbare Zeit, sondern 
auch aussichtsreiche Kandidaten für Projekte. Rund 
zwei Drittel der potenziellen Projekte, die sich für 
eine Finanzierung durch die SPRIND interessieren, 
müssen dadurch laut SPRIND-Chef Rafael Laguna de 
la Vera ausgeschlossen werden.1 

1 Vgl. Tagesspiegel Background (24. November 2022): Agentur 
für Sprunginnovationen: „Wir verlieren zwei Drittel der poten-
ziellen Projekte“.
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rungsformen der SPRIND nicht unter die Regelungen 
der Bundeshaushaltsordnung fallen. Dies jedoch ist 
im vorliegenden Entwurf nicht der Fall. 

Mit einer derart ausgestalteten Beleihung könnte die 
SPRIND künftig auf die umständliche Praxis verzich-
ten, die von ihr geförderten Projekte in Tochtergesell-
schaften auszugliedern. 

Fachaufsicht sollte alleinige Aufgabe des 
Aufsichtsrats sein

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Fachaufsicht 
über die SPRIND nicht mehr von drei Ministerien, 
sondern allein durch das BMBF ausgeübt wird. Die 
Fachaufsicht wird zudem beschränkt. Sie soll sich auf 
die Etablierung angemessener Verfahren zur Wahr-
nehmung der übertragenen Förderaufgaben sowie 
die Sicherstellung der wirtschaftlichen Aufgabener-
füllung konzentrieren. Nach Ansicht der Experten-
kommission wäre es allerdings besser, das BMBF 
verzichtete vollständig auf die vorgesehene Aufsicht. 
Um die Unabhängigkeit der SPRIND sicherzustellen 
und Doppelprozesse zu vermeiden, sollte die Fach-
aufsicht voll und ganz durch den Aufsichtsrat wahr-
genommen werden. Dass die Rechtsaufsicht in staat-
lichen Händen bleibt, ist unstrittig.

Finanzielle Flexibilität sichern

Der SPRIND hohe finanzielle Flexibilität und rasches 
Handeln zu ermöglichen, sollte im Freiheitsgesetz 
höchste Priorität haben. Selbstbewirtschaftungsmittel 
in Höhe von 30 Prozent, wie derzeit vorgesehen, sind 
ein guter Schritt in diese Richtung. Sie verschaffen 
der SPRIND angesichts der Jährlichkeit des Bundes-
haushalts dringend benötigten finanziellen Spielraum. 
Jedoch würde ein höherer Prozentsatz hier zusätzliche 
Erleichterung bedeuten. Zudem sollte das Freiheits-
gesetz die Möglichkeit schaffen, die SPRIND finan-
ziell stärker auf eigene Beine zu stellen. Die aktuel-
le Regelung, wonach die Einnahmen der SPRIND, 
beispielsweise Erlöse aus Veräußerungen von Toch-
tergesellschaften, zur Hälfte in den Bundeshaushalt 
einzuzahlen sind, schränken diese Möglichkeit noch 
zu sehr ein. Würden die Rückflüsse vollständig in 
der SPRIND verbleiben, würde ein starker Anreiz für 
nachhaltig erfolgreiches Wirtschaften gesetzt und die 
Unabhängigkeit der SPRIND gestärkt.
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Gehälter müssen
mit denen der 
freien Wirtschaft
konkurrieren können.

Bestehende Genehmigungsfristen verkürzen 

Auch bei einschränkend langen Genehmigungsfris-
ten, wie etwa dem dreimonatigen Zustimmungsvor-
behalt des BMF bei Unternehmensbeteiligungen 
von über 25 Prozent, sollte unbedingt nachgebessert 
werden. Analoge Regelungen im Wissenschaftsfrei-
heitsgesetz für außeruniversitäre Forschungseinrich-
tungen zeigen, dass solche Entscheidungen innerhalb 
von vier Wochen und damit deutlich schneller erfol-
gen können.

Besserstellungsverbot muss aufgehoben 
werden

Ein weiterer zentraler Faktor ist die Ausnahme vom 
sogenannten Besserstellungsverbot. Das Besser-
stellungsverbot schreibt vor, dass Empfänger von 
staatlichen Zuwendungen ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter nicht besser vergüten dürfen als 
vergleichbare Angestellte des Zuwendungsgebers, 
also des Staates. In der Praxis führt diese Regelung 
oft zu einer faktischen Schlechterstellung der Ange-
stellten der Zuwendungsempfänger, da diese – im 
Vergleich zu den verbeamteten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Zuwendungsgeber – höhere Abzü-
ge von ihren Gehältern hinnehmen müssen, deutlich 
geringere Rentenansprüche erwerben und auch kei-
ne dauerhafte Beschäftigungsperspektive erhalten. 

Der Gesetzentwurf sieht zwar vor, dass die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der SPRIND, der 
SPRIND-Töchter sowie von künftigen SPRIND-Be-
teiligungen bei Vorliegen zwingender Gründe vom 
Besserstellungsverbot ausgenommen werden kön-
nen, allerdings gilt dies nicht in gleicher Weise bei 
der Finanzierung von privaten Unternehmen. Hier ist 
die Ausnahme vom Besserstellungsverbot auf zwei 
Jahre beschränkt. Wie diese Regelung in der Praxis 
umgesetzt werden soll, ist völlig unklar. Schließlich 
müssten die Unternehmen, die beispielsweise im 
Rahmen der SPRIND-Challenges eine Förderung 
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erhalten, ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
nach zwei Jahren die Gehälter kürzen. Das wür-
de die Attraktivität einer Teilnahme an den bisher 
sehr erfolgreichen Challenges stark reduzieren. 

Die Expertenkommission empfiehlt daher dringend, 
diese strikten Vergütungs-Vorgaben zu streichen. Für 
die SPRIND und die von ihr geförderten Unterneh-
men ist es essenziell, qualifizierte Spitzenkräfte zu 
gewinnen, die hohe Einsatz- und Risikobereitschaft 
zeigen. Sie müssen daher in die Lage versetzt werden, 
Gehälter zu zahlen, die diese Bereitschaft anerkennen 
und die mit den Gehältern der freien Wirtschaft kon-
kurrieren können. Die Bindung an das Tarifsystem 
des öffentlichen Dienstes ist dafür nicht geeignet. Sie 
muss aufgehoben werden – und zwar zeitlich unbe-
fristet. 

Mit SPRIND-Freiheitsgesetz neue Wege 
in der F&I-Politik einschlagen

Mit dem Freiheitsgesetz ist nicht nur die Möglichkeit 
verbunden, das Potenzial der SPRIND endlich nutz-
bar zu machen. Sie bietet der Bundesregierung auch 
die Gelegenheit, ihre Bereitschaft zu einem Rich-
tungswechsel in der F&I-Politik zu demonstrieren: 
weg von Risikoaversion und engmaschiger Kontrol-
le hin zu unternehmerischem Denken und Agilität. 
Das SPRIND-Freiheitsgesetz eröffnet die Chance, 
vielversprechende und zeitgemäße Ansätze in der 
F&I-Förderung zu erproben, die – wenn erfolgreich 
– auch auf andere Förderinstrumente und -institutio-
nen übertragen werden können. Dadurch würde das 
SPRIND-Freiheitsgesetz mittelfristig dazu beitragen, 
das Potenzial des gesamten Fördersystems besser aus-
zuschöpfen. 
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